
Bundessoxialgericht

4 HJ 45/63

Zugestellt

am 28° Juni 1965

I m N a m e n d e 3 V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

o°oo°oooooooooooooooooooooooooooooooooouoooooocoaooo

Beklagte und Revisionsklägerin,

g e g e n

ooooooooo..oooooooooooooooooooooooo’acoooococoooooooo

Kläger und Bevisionebeklagten,

belgellidenz
con...uooo.onnoooouoeooooooooooooooooooo

hat oer’4° Senat des Bundessözialgerichts ohne münd—

liche Verhandlung am 260 Mai 1965 durch

Bundesrichter S c h m i t t
als Vorsitzenden,

Bundesrichter M ell l w i t z und

Bundesrichter Dr. E c k e r
als Berufsriohter,

Bundessozialriohter Dro G a b e r und

Bundessozialrichter B e e r
als ehrenamtliche Richter

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessczialgerichts Hamburg vom 200 Dezember i962

wird zurückgewieseno Die Beklagte hat dem Kläger

die Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatteno
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Die Beteiligten streiten darüber, welche Versicherungsan—

stelt für den geltend gemachten Rentenansprueh zuständig

und leistungsverpflichtet ist° Der Kläger und die beige—
ladene Landesversicherungsanstalt (LVA) Freie und Hanse—

stadt Hamburg halten die beklagte LVA Hannover für die

richtige Anspruchsgegnerin, während diese die Verwaltungs—

zuständigkeit der Beigeladenen annimmt. "

Der Kläger wohnte zu der Zeit, in der er den Antrag auf

Rente wegen Berufsunfähigkeit stellte, im örtlichen Bezirk

der Beklagteno Vier Tage später verzog er nach Hamburg und

damit in ein Gebiet, das in den Verwaltungsbereich der bei—

geladenen Vorsicherungsanstal fällt° Die Beklagte lehnte

durch Bescheid vom 50 August 1959 die Bewilligung der Rente

ab, weil der Versicherungsfall noch nicht eingetreten sei°

Die dagegen erhobene Klage hatte im ersten Rechtszuge kei—

nen Erfolg (Urteil des Sozialgerichts —SG—Hamburg vom 140

Februar 1961)„
&

Das Landeesozialgerioht (LSG) Hamburg hat durch Urteil vom
200 Dezember 1962 in Abänderung des Ablehnungsbescheides

und der erstinstanzliehen Entscheidung die Beklagte dem

Grunde nach verurteilt, dem Kläger Rente wegen Berufsun—

fähigkeit vom 1° Dezember 1960 an — zu dieser Zeit hat es

den Tatbestand der Berufsunfänigkeit als erfüllt angesehen —
zu gewähren; im übrigen hat es die Berufung zurückgewiesen°

Zur Frage der Zuständigkeit hat das LSG ausgeführt: Der Klä—

ger halte sich mit Recht nach wie vor an die Beklagte()

Diese sei seine Schuldnerin, weil sie für die Feststellung

und Zahlung zuständig geblieben sei° Hierfür_komme es.ledig—

lieh darauf an, daß der Kläger bei Einreichung seines An—
trages seinen Wohnsitz im Bezirk der Beklagten gehabt habeo

Die einmal begründete Zuständigkeit dauere während des Ver”

waltungsverfahrens und auch nach Klageerhebung fort, und
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zwar ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt,
zu welchem der an—

spruchsbegründende Tatbestand verwirklicht werde()

Die Beklagte hat das Berufungsurteil mit der zugelassenen

Revision angefochteno_8ie bekämpft ihre Verurteilung zur

Leistung mit folgenden Ausführungen: Das LSG habe sich

keine rechte Vorstellung von dem Gegenstand der Klage ge—

machte Diese sei einmal auf Aufhebung des ablehnenden Ver—

waltungsakts gerichtet und befasse sich Zweitens mit dem

Rentenanspruch als solchem° Zwar sei die Beigeladene, die

einen Verwaltungsakt in dieser Sache niemals erlassen

habe, nicht Gegnerin der Anfechtungsklage, wohl aber Ana

spruchegegnerin. Auf diesen Rentenanspruch beziehe sich

das Leistunrs— (Grunde) Urteil des LSG° In bezug auf die'

nach dem Berufungsurteil zu erbringende Leistung könne

nicht mehr auf den Rentenantrag vom Januar 1958 abgeho—

ben werdeno Dieser Antrag habe mit der Erteilung des ab—

lehnenden Bescheids jede Wirkung verloren° Die Verurtei—

lung zur Leistung basiere vielmehr auf einem Sachver—

halt, der von der Beurteilungsgrundlage des Verwaltungs-

akts nicht gedeckt werde° Der Bescheid der Beklagten be—

handele eine konkrete Sachlage, die bei Bescheiderlaß

bereits der Vergangenheit angehört habe; für die Zukunft

habe eine Regelung nicht getroffen werden sollen° Eine

solche Regelung setze nach 5 1545 Abs° ? der Reichsver—
sicherungsordnung (RVG) einen neuen Leistungsantrag vor—

aus; dieser sei zugleich in der Klagebitte zu erblicken°

Nach diesem neuen Antrag und den damit zeitlich zusammen"
fallenden Wohnsitzverhältnissen des Klägers richte sich

die Zuständigkeit des Verwaltungsträgers für die Gewäh—

rung der Leistung„

Die Beklagte beantragt, das angefochtene Urteil abzu-

ändern und an ihrer Stelle die LVA Freie und Hansestadt

Hamburg zur Rentenzahlung zu vorurteilén°
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Der Kläger und die Beigeladene beantragen, die Revision
zurückzuweiseno

6
l

Die Beteiligten huben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 124 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)D

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet°

Die Klage ist zutreffend gegen die beklagte LVAgerichtet„
Die Beklagte hat den Verwaltungsakt, durch den der Anspruch

des Klägers verneint werden ist, nicht nur erlassen, son—

dern auch für die Dauer des gegenwärtigen Rechtsstreits zu
vertretene Das gilt für den ganzen Umfang der Klage, für

das Leistungsbegehren ebenso wie für das Verlangen, den anf
gefochtenen Verwaltungsakt eufzuhebeno „. „‚ ;

Die Beklagte ist als örtlich zuständiger Versieherungsträ-

ger Leistungsschuldnerin und damit AnSpruchsgegnerino Hier—

für ist bestimmend, daß der Versicherte zur Zeit der Antrag—

stellung seinen Wohnsitz im Bezirk der Beklagten hatte“

(@@163öAbs°2, 1614‚‘1572Abs°2 evo)„ Dieseblieb mit
der Sache befaßt, obgleich der Kläger alsbald nach Anmelm'

dung seines Anspruchs in das Verwaltungsgebiet einer ande—

ren VersicherungSanstalt verzow„ Für einen Zuständigkeite—

wechsel fehlt jeder Anhalt im Gesetze ‚* li'fit

An der einmal begründeten Zuständigkeit ist nach Entschei—

dungen des Reichsversieherungsemts »BVA— (Nro 1634 AN 1912,

aid; Nr„ 1725 AN 1915, 554) nicht allein während anhängiger

Rentenfeststellungsverfahren‚ sondern sogar dann noch fest—

zuhalten, wenn die Rente bewilligt worden ist° Soll später

die Rente entzogen werden, so ist zu dieser Maßnahme aus-

schlieälich diejenige Versichérungsanstalt berufen, welche

den Anspruch urSprUnglich anerkannt hatte, auch wenn ihr
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die Durchführung eines neuen Feststellungsverfahrens nicht

mehr obl'äge° Das BVA hat diese — zu @ 1633 RVG vertretene -
Auffassung weniger unmittelbar aus dem Wortlaut des Ge-

setzes, als vielmehr aus seiner Entstehungsgeschichte her—

geleitet und praktische Erfordernisse dafür maßgeblich

sein lassen() Für das Verwaltungsverfahren der Rentenver—4

sicherungsträger wird sonach in besonders auffallender

Weise eine einmal begründete Zuständigkeit als fortbe—

stehend angenommeno Es ist also nicht einmal für Rechts—

beziehungen von langer Dauer — wie beispielsweise nach

5 4 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegs—

opferversorgung — eine Sach— und Aktenabgabe vorgeseheno

Deshalb kann um so weniger von einem Übergang des Ver—
waltungsverfahrens auf einen anderen Versicherungsträger

ausgegangen werden, wenn _ wie im vorliegenden Falle -
die Vorgänge noch nicht abgeschlossen sind° Während

eines solchen Sehwebezustandes besteht ein erhöhtes Be«

dürfnis nach Rechtsklarheit und damit nach einer Rechtsw

regel, nelche die Zuständigkeit genau und für die ganze
Dauer eines Verfahrens, einschließlich eines sich daran

anschließenden Rechtsstreits, festlegte Für das Vorhan—

densein der Umstände, an welche die Zuständigkeitsfolge

geknüpft wird, muß deshalb ein bestimmter Termin unum—

stößlich maßgebend sein° Das ist nach 5 1630 Abs„ 2 RVO

die Zeit der Antragstellung°

Mit der Erteilung des angefochtenen Bescheides war das

durch den Antrag eingeleitete Rentenfeststellungsver-

fahren noch nicht abgeschlossen° Infolge der gegen den

Bescheid erhobenen Aufhebungs— und Leistungsklage blieb

die Sache bis zum Eintritt der formellen Rechtskraft

anhängig. Dem'steht nicht entgegen, daß der Bescheid

—wie hcrnaeh bestätigt wurde — zur Zeit seines Erlasscs

mit den tatsächlichen und rechtlichen Gegebenheiten

_5..
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übereinstimmte und sich lediglich auf einen mit seiner

Gegenwart abgeschlossenen Sachverhalt, nicht aber auf einen

künftigen Verlauf der Dinge bezog, Obgleich das sozialge—

richtliche Verfahren an den angegriffenen Verwaltungsakt

anknüpft und wiewohl diesem Verwaltungsakt nur vollendete

oder in ihrer Entwicklung unmittelbar erkennbare Tatsachen

zugrunde gelegt werden konnten, ist seine Rechtmäßigkeit

« im Falle einer zusammengefaßten Aufhebungs— und Leistungs—

klage — nicht bloß am Maßstab des Gewesenen und Zurück-

liegenden zu messen, Für die Beurteilung der Rechtsgül—

tigkeit eines den Rentenanspruch versagenden Bescheides

kommt es in einem solchen Falleauf den Sachstand im Augen;

blick der letzten gerichtlichen TatSachenvcrhandlung an
(BSG 6, 156, 1415 SozR SGG % 162 Bl, Da ?2 Nr„ 52; BSG

12, 58, 127}, Die Ablehnung wirkt demgemäß — was den Be—
ginn der Jahresfrist für einen Wiederholungsantrag angeht „
auch nicht auf den Augenblick der Bescheiderteilung, son—

dern auf den Tag, mit dem die Ablehnung endgültig, doho

unanfechtbar, wird (vgl° @ 1635 Abs° 1 EVO)c Deshalb kann

auch ein Versicherungsträger solange nicht aus seiner Ver—

antwortung für die Ablehnung eines Rentenantrags ent—

lassen werden, solange die Ablehnung nicht endgültig isto

Die von der Beklagten vorgeschlagene Konstruktion eines

zweiten, in die Klage eingeschlossenen Antrags auf Ren—

tenleistung ist rechtlich nicht haltbam ‘

Da der Kläger nach den mit der Revision nicht angegriffe—

nen Feststellungen berufsunfähig wurde, bevor noch die Ab—

lehnung seines Rentenantrags "endgültig" geworden war,

ist die Beklagte zuständig und somit leistungspflichtig°

Die Entscheidung des Berufungsgerichts ist also richtig;

die Revision ist zurückzuweiseno
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Die Kostenentscheidung beruht auf €) 195 Abs‚ 1 SGG°
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